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55. DEUTSCH-FRANZÖSISCHE KONSULTATIONEN 

(Paris, 25 . und 26. April 1990) 

Im 
Wortlaut 

Zum Abschluß der 55. Deutsch-Französischen Konsultationen gaben 
Staatspräsident Mitterrand und Bundeskanzler Kohl am 26. April 1990 
eine gemeinsame Pressekonferenz, aus der wir die Beiträge des 
französischen Präsidenten im Wortlaut wiedergeben. 

"Die 55. Deutsch-Französischen Konsultationen sind gerade zu Ende 
gegangen. Drei Momente bildeten den Rahmen: Zunächst die direkten, 
persönlichen Gespräche zwischen Bundeskanzler Kohl und mir, während 
gleichzeitig die Fachminister tagten und der Premierminister, der den 
Bundeskanzler empfangen hatte, all jene um sich versammelt hat, die 
sich mit Wirtschaftsfragen beschäftigen. Heute morgen tagte dann der 
Verteidigungsrat, und danach fand die Plenarsitzung statt, die soeben 
zu Ende gegangen ist. 

In der Plenarsitzung haben die Minister über ihre Arbeiten und ihre 
Gespräche berichtet, über die diplomatischen, Verteidigungs- und 
wirtschaftspolitischen Angelegenheiten, und wenn ich Wirtschaft sage, 
so ist Wirtschaft, Finanzen, Industrie, Energie, Raumfahrt, Umwelt, 
gemeint, zumindest sind das die Fragen, die für die Arbeiten bei 
diesem Gipfel ausgewählt wurden. Und schließlich kulturelle und 
wissenschaftliche Fragen. 

soweit eine kurze Darstellung, zu der Sie natürlich Ihre Fragen 
stellen können. Das Klima bei diesen Konsultationen entsprach einer 
lange bestehenden Tradition, aber ich möchte hinzufügen, daß es 
besonders positiv war, woraus sich ein Gefühl innigen Einvernehmens 
ergibt, damit unsere Schritte ihren ganzen sinn erhalten. Einige 
zweitrangige Dossiers, die in manchen Fällen schon seit mehreren 
Monaten anstanden, wurden bei dieser Gelegenheit erledigt. 

Meine Gespräche mit Bundeskanzler Helmut Kohl haben uns erlaubt, die 
großen Fragen zu behandeln, die sich Deutschland und Europa stellen . 
Wir haben weiter an den Vorbereitungen für den nächsten EG-Gipfel 
gearbeitet, der Ende dieser Woche stattfindet und sich auf alle Fragen 
zur politischen Union, zur Wirtschafts- und Währungsunion, aber auch 
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zur Situation des Atlantischen Bündnisses, zu den Verteidigungs-
problemen, zu den militärischen Problemen und zur gleichzeitig sich ~ 
entwickelnden deutschen Einheit und europäischen Einheit bezieht. Wir 
haben eine große Übereinstimmung in unseren Sichtweisen festgestellt. 

Über die Gemeinschaft hinaus haben wir eingehend über das Schicksal 
des gesamten europäischen Kontinents gesprochen, das uns beide 
interessiert und das wir beide in dem Geiste angehen wollen, der die 
Gründung der Gemeinschaft vor nunmehr , vielen Jahren geleitet hat, 
nicht, um das gleiche zu tun, sondern um den gleichen Unternehmungs­
geist unter Beweis zu stellen. 

Die deutsch-französische Freundschaft ist lebendiger denn je. Was wir 
wollen, ist eine Europäische Gemeinschaft, die eine stärkere Einheit 
bildet. Ein strukturiertes, ausgewogenes, friedliches Europa - dar an 
arbeiten wir. 

Nach dieser Darstellung möchte ich jetzt Bundeskanzler Kohl fragen -
vorher möchte ich noch sagen, daß wir uns sehr gefreut haben, unsere 
deutschen Freunde zu empfangen und mit ihnen gewissenhaft zu arbei­
ten -, ob Bundeskanzler Kohl noch etwas hinzufügen möchte. 

( 0 0 0 ) 

Ich danke Ihnen. Bevor ich die Damen und Herren Journalisten um ihre 
Fragen bitte, möchte ich noch sagen, daß wir gestern abend beim 
Abendessen von dem Attentat auf Oskar Lafontaine erfahren haben, daß 
undeskanzler Kohl darüber besorgt war und sofort angerufen hat, um 
sich zu informieren. Ich habe das ebenso getan, und ich möchte sagen, 
daß wir von Herzen wünschen, daß Herr Lafontaine wieder genesen wird. 

Frage: Es ist, zumindest seit 1957, viel von der politischen Einheit 
Europas gesprochen worden. Glauben Sie, daß jetzt, nach der 
Initiative, die Sie und Bundeskanzler Kohl ergriffen haben, der 
Zeitpunkt 1ekommen ist, glauben sie, daß es wirklich 1993, da dieser 
Zeitpunkt vorgeschlagen wurde, eine europäische politische Union geben 
wird? 

Mitterrand: Daran arbeiten wir, und wir haben dafür die notwendigen 
Initiativen ergriffen. Man kann davon ausgehen, daß wir gerade in 
eine, diesmal entscheidende, Phase eingetreten sind, auf dem Weg, der 
vor mehr als 30 Jahren eingeschlagen wurde. Und ich wiederhole, daß 
Deutschland und Frankreich im Gleichschritt gehen, um dieses Gebilde 
erfolgreich zu Ende zu bringen. 

Frage: Man sagt, daß es in der NATO bald eine offizielle Entscheidung 
zum Verzicht auf eine Modernisierung der atomaren Kurzstreckenwaffen 
geben wird. Haben Sie heute darüber gesprochen, und haben Sie in 
diesem Zusammenhang auch über die Zukunft der französischen Hades­
Raketen gesprochen? 

Mitterrand: Die Modernisierung von atomaren Kurzstreckenwaffen ist 
keine aktuelle Frage, die uns beschäftigt. Darüber ist so gut wie 
nicht gesprochen worden, außer im Verteidigungsrat, um eben zu sagen, 
daß die Dringlichkeit woanders liegt. Die Diskussion hat noch nicht 
begonnen, zumindest nicht auf den neuen Grundlagen. Falls ein NATO­
Treffen stattfindet, so hätten wir das gerne vor Ablauf des Jahres, 
bis dahin wird man bei den Vorbereitungsarbeiten Zeit haben, um diese 
Frage eingehender zu behandeln. Sie wird vielleicht gestellt werden, 
aber ich kenne die Antwort nicht. Was die Hades-Raketen angeht, so 
haben wir darüber nicht gesprochen. Ich habe nur von mir aus gesagt, 
ohne daß die Frage gestellt worden wäre, daß wir die Ergebnisse der 
Verhandlungen der KSZE-Partner kennen müßten konventionelle Ab­
rüstung vor allem, da sie auf der Tagesordnung steht -, daß wir all 
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diese Fakten kennen müßten, bevor wir die Debatte, die uns hier und da 
natürlich zwangsläufig zu definitiven Antworten führen wird, gründl ich J 
führen können. Soweit sind wir noch nicht. 

Die Lage in Europa stellt sich potentiell vollständig verändert dar, 
da sie sich zwangsläufig an die politischen Entwicklungen anpaßt oder 
anpassen wird. Aber diese Art von Verhandlung ist noch n icht abge­
schlossen. Es gibt noch kein neues Gleichgewicht in Europa, und die 
Antwort, die ich Ihnen als französischer Staatspräsident geben konnte, 
ist, daß Frankreich sich nicht rühren wird, solange sich die 
Gegebenheiten nicht geändert haben. 

Wenn das NATO-Treffen auf Bitte unserer Partner früher stattfinden 
sollte, so würde Frankreich darin natürlich keinen Nachteil sehen. Man 
hat nur festgestellt, daß aufgrund des laufenden diplomatischen 
Terminplans das letzte Vierteljahr vernünftigerweise die beste Zeit 
wäre, aber das ist nicht verpflichtend. Was die Abrüstung angeht, so 
wird Frankreich seinen Teil übernehmen, aber nicht früher als 
angebracht. 

Frage: Haben Sie beim Treffen des Verteidigungsrats die Zukunft der 
Atlantischen Allianz angesprochen, vor allem den Platz des vereinigten 
Deutschland in dieser Allianz, und was haben Sie dazu gesagt? 

Mitterrand: Wir haben wiederholt, was schon gesagt worden war und 
haben praktische und technische Überlegungen hinzugefügt, die in die 
Zuständigkeit dieses Gremiums fielen, und es ist nicht nötig, sie hier 
zu verbreiten. Wir haben daran erinnert, dem Bundeskanzler lag daran, 
das schon gestern abend zu tun, daß das vereinigte Deutschland be­
absichtigt, in der NATO zu bleiben. Wir haben, in einem kurzen Augen­
blick, der aber nützlich war, von den Vorschlägen gesprochen, die 
unterbreitet wurden, damit die Atlantische Allianz einen neuen Inhalt 
erhält. Das Wort "politisch" ist gefallen, Herr Baker hat es benutzt. 

Ich habe, wie letzte Woche mit Herrn Bush, deutlich gemacht, daß ich 
sehr gut verstehe, daß die Vereinigten Staaten von Amerika an den 
Gesprächen über die Festlegung eines neuen europäischen Gleichgewichts 
interessiert sind und teilnehmen können. 

Ich hatte daran erinnert, daß Frankreich seinen Status als voll­
berechtigter Bündnispartner zu behalten gedenkt, aber strategisch 
autonom ist, entsprechend den schon vor vielen Jahren getroffenen 
Entscheidungen, und daß die Atlantische Allianz eine bestimmte 
geographische Ausdehnung hat und man dieses Gebiet nur durch einen 
neuen Vertrag ändern könnte. Unsere beiderseitigen Verpflichtungen 
werden also da angewandt, wo sie festgelegt wurden. 

Wir können also nicht die Vereinigten Staaten von Amerika bitten , in 
Europa zu bleiben, unter den derzeitigen Bedingungen weiterhin ein 
entscheidendes Element unserer Sicherheit zu sein und sie zur gleichen 
Zeit nicht auf dem laufenden halten und nach ihrer Ansicht fragen, 
nach ihrer Meinung zu den Bedingungen des neuen Gleichgewichts in 
Europa. Das kann bestimmte politische Aspekte im eigentlichen Sinn 
umfassen, aber man muß nicht denken, daß das militärische Bündnis sich 
morgen um alles in Europa und in unseren Ländern wird kümmern müssen. 
Soweit meine Überlegung, und ich habe großes Vertrauen in Präsident 
Bush, der viel Sachverstand und Verständnis zeigt, insbesondere in 
diesem Bereich. 

Der Kanzler hat an den Willen der Deutschen erinnert, unter Vorbehalt 
dessen, was ihm in bezug auf die Truppen, vor allem der sowjetischen, 
die sich in einem Teil des vereinigten Deutschlands befinden werden, 
am nützlichsten scheint. Folglich wird zweifellos von den Sowjets die 
Frage zu den westlichen Truppen gestellt werden. Wir sind bei dem 
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Standpunkt geblieben, der schon bekannt ist, daß nämlich, da Deutsc h­
land Vollmitglied der NATO ist, es für das vereinigte Deutschland 
keinen Grund gibt, die Gegebenheiten zu verändern. Es i st ein 
Verteidigungsbündnis. Solange es in Europa Waffen geben wird, die 
einen noch ziemlich großen Unterschied im militärischen Potential 
ausmachen, ist es angebracht, daß das Bündnis seine Aufgabe fortsetz t . 

Frage: zu Beginn basierte die EG auf der Vorstellung zweier, etwa 
gleich großer, gleich mächtiger Staaten, Deutschland und Frankreich. 
Jetzt, in einigen Jahren, steht man vot einem Deutschland rni t einem 
viel größeren Gebiet, mit mehr Einwohnern und mehr wirtschaft l icher 
Macht. Wie, glauben Sie, wird das den Charakter der Gerneinschaft 
verändern? 

Mitterrand: Ich glaube nicht, daß diese Tatsache bei der Gründung der 
Gerneinschaft ausschlaggebend war, an der ja sechs Länder beteiligt 
waren, die sehr ungleich groß waren. Dieser Frage wurde also keine 
Bedeutung beigemessen. Zufällig war die Bevölkerungszahl in der 
Bundesrepublik Deutschland und in Frankreich etwa gleich groß, aber da 
diese Tatsache zu Beginn keine Bedeutung hatte, war das auch später 
nicht so. 

Glauben Sie mir, die Franzosen haben keine besonderen Komplexe. Sie 
haben das Gefühl, daß mit ihren 56 bis 57 Millionen Einwohnern, und 
schnell werden es 60 Millionen sein, im Verhältnis zu den 77 Millionen 
Deutschen aus diesen beiden Staaten , nun, der Wettbewerb lohnt sich , 
ein lauterer und freundschaftlicher Wettbewerb, und es gibt ja viele 
Bereiche, wo wir uns wohl fühlen, das kann uns nur dazu anregen, es 
noch besser zu machen. Das Problern stellt sich also innerhalb der 
Gemeinschaft nicht, und es wird auch nicht in den deutsch-französi­
schen Beziehungen gestellt werden. 

Dieser Begriff einer Ungleichheit, der so in den Bedingungen der 
gemeinsamen Arbeit geschaffen würde, erscheint uns nicht als Be­
fürchtung; er muß uns als der Wille zum gerne insamen und, wie ich 
gerade sagte, gleich schnellen Vorwärtskommen erscheinen. Letztendlich 
wird sich Frankreich, glauben Sie mir, sehr wohl innerhalb der Ge­
meinschaft fühlen. Wir waren, im Gegensatz zu dem, was uns unterstellt 
wurde, in keiner Weise von den Entschlüssen bezüglich der Währungs­
union zwischen den beiden Staaten und der beschlossenen Parität 
schockiert; wir erwarten davon keinen Schaden für unser Land . Vielmehr 
muß es, wie der Bundeskanzler gerade sagte, ein Streben nach Investi­
tionen, Arbeit, Produktion geben , das weit über die Bundesrepublik 
Deutschland hinaus offen für die europäischen Länder ist, die ihr 
wohlverstandenes Interesse verstehen werden. 

( ... ) 
Mitterrand: Ich möchte Ihnen sagen , daß Frankreich gut dasteht, auch 
wenn wir jetzt dafür sorgen müssen, daß mehr Franzosen besser 
dastehen. Wir gehen also in diese Periode unserer Politik mit dem 
Gefühl, daß wir den Wettbewerb, insbesondere mit einem befreundeten 
Land, nicht besonders fürchten müssen, genau wie es der Bundeskanzler 
gerade dargelegt hat. 

Frage: Was antworten Sie 
Haltung des Westens zur 
München" befürchten läßt? 

jenen, die befürchten, daß die derzeitige 
Lage in Litauen einen neuen "Geist von 

Mitterrand: Wir haben schon von französischer Seite Schritte unter­
nommen, die uns sinnvoll erschienen; sie orientierten sich an zwei 
Kernpunkten. Der erste ist die litauische Souveränität. Frankreich ist 
e ines der wenigen Länder, die nie den Untergang der litauischen un­
abhgängigkeit im Jahr 1939 anerkannt haben, und Frankreich hat die 
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litauischen Guthaben bewahrt, die ihm für den Tag anvertraut wurden, 
da die Litauer selbst entscheiden können, was sie damit tun wollen. J 
Die Absicht ist also ganz einfach und klar. Zweitens: Mehrere Jahr­
hunderte lang, während des russischen Zarenreichs wie während der 
Sowjetherrschaft, war Litauen von seinem mächtigen Nd chbarn ein­
verleibt. Heute ist Herr Gorbatschow der Erbe dieser beiden histc­
rischen Traditionen. Ihm stellt sich ein Problem nicht nur bezüglich 
Li tauen, sondern bezüglich dem Vorgehen beim National i t~ tenproblem. 
Ich weiß, daß er viel darüber nachdenkt. Wir sprachen darüber im 
letzten Jahr in Kiew, aber die Ereignisse überstürzen sich dermaßen, 
daß er sich nicht die Entscheidungen aufzwingen lassen will, die sonst 
von der Zentralgewalt getroffen würden, und wir gedenken nicht, die 
Situation erneut zu komplizieren. 

Meiner Meinung nach ist kein Vergleich zwischen Herrn Gorbatschow 
wegen der Politik, die er seit einigen Jahren betreibt, und dem 
Verhalten Adolf Hitlers in München möglich. Wir stehen nicht, davon 
darf man wohl ausgehen, kurz vor e~nem Krieg. Es gibt keinen 
eroberungslustigen Imperialismus. Es gibt nur eine außergewöhnlich 
schwierige Anpassung der Sowjetunion an die neuen Bedingungen. Und 
keiner ist daran interessiert, vor allem nicht die Litauer, daß das, 
was sich jetzt abzeichnet, zerbricht und daß wieder ein Klima der 
Spannungen entsteht, von dem man nicht genau weiß, was es bringen 
würde. Deshalb ermutigen wir zum Dialog. Und damit der Dialog wieder 
aufgenommen wird, wünschen wir uns, daß man - da die Prinzipien ja 
sind, wie sie sind, und die Litauer ebenso wie die anderen das Recht 
haben, das zu definieren, was sie betrifft - die Gegensätze einfriert 
und beginnt, sich an einen Tisch zu setzen, um die Wege zum Ziel zu 
definieren, einen Zeitplan aufzustellen. Kurz: man muß miteinander 
sprechen. 

Herrn Gorbatschow obliegt es, in diesem Sinne die Initiative zu 
erg-eifen, sofern man auf ihn hört Das ist unsere Meinung. Bundes­
kanzler Kohl, mit dem ich darüber sprach, drückte mir gegenüber seinen 
Wunsch aus, eine gemeinsame Initiative beim litauischen Präsidenten zu 
unternehmen, über die Herr Gorbatschow natürlich informiert würde. 
( ... ) 

Frage: Die Antwort aus London auf Ihre Erklärung von der letzten Woche 
ist, das sei zu vage, esoterisch und nicht praktisch. Wie antworten 
Sie London darauf? 

Mitterrand: Darüber wird man Samstag diskutieren können. 

Frage: Herr Präsident, Sie haben die Erklä~ung des Bundestag~ über die 
Oder-Neiße-Grenze gelesen, Sie fanden sie unzureichend. Haben Sie in 
Ihrer Diskussion mit dem Bundeskanzler genau gesagt, was Sie wünschen, 
damit das Problem der endgültigen Anerkennung der Oder-Neiße-Linie vor 
der Herstellung der deutschen Vereinigung gelöst wird? 

Mitterrand: Ich habe es vom ersten Tag an gesagt. Keine Bedingung 
dürfe gestellt werden, keine Vorbedingung für das Recht des deutschen 
Volkes in beiden Staten, sich zu vereinigen, kurz: die Vereinigung zu 
beschließen. Frankreich hat keine Vorbedingung gestellt. Schon im Juli 
letzten Jahres - am 3. November in Bonn, das heißt noch vor dem Fall 
der Mauer in Berlin, wurde es wiederholt - habe ich immer wieder 
gesagt, daß Frankreich diese Vereinigung nicht zu fürchten habe. Das 
sagte ich damals zu meinen Landsleuten, und ich möchte hinzufügen, daß 
es gleichzeitig das Recht des deutschen Volkes ist, zu prüfen, ob es 
angebracht ist, dieses Ziel, das historisch logisch ist, zu verfolgen 
und die entsprechenden Verfahren und Mittel herauszufinden. Das ist 
der erste Punkt. 

Gleichzeitig habe ich gesagt, daß es folglich und nicht als Vorbe-
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dingung notwendig sei, daß die Grenzen garantiert werden, insbesondere 
die Grenze zwischen Polen und Deutschland. Das ist ständiger Gegen­
stand unserer Gespräche gewesen. Ich denke nämlich, daß gewisse 
diplomatische und politische Aufgaben erfüllt werden müssen . Es ist 
normal, daß die deutsche Regierung ihre eigene Aufassung v om Vorgehen 
hat, aber was wir dazu noch in unserem gestrigen Gespräch sagten, hat 
mir gezeigt, daß es die Absicht des Bundeskanzlers war, das zu sagen, 
was gesagt werden mußte, damit kein Klima des Mißtrauens entsteht und 
die Grenzen als gesichert betrachtet werden. Jetzt ist es natürlich 
ihm dar an gelegen zu sagen, wie er das tun will, sei es heute oder 
morgen. Er entscheidet über die Antwort. Das ist kein strittiges Thema 
zwischen Deutschen und Franzosen. Das ist eine Frage, die seit 
mehreren Monaten gestellt wurde, wir sind, glaube ich, zu einer wenn 
nicht gemeinsamen, so doch sehr nahen Einstellung gelangt . Die Er­
eignisse werden es zeigen. 

Frage: Erwarten Sie vom Gipfel in Dublin eine Entscheidung über die 
Notwendigkeit einer zweiten Regierungskonferenz, da ja nicht mehr viel 
Zeit bis Ende 1992 bleibt? Zweitens: denken Sie an eine Weiterent­
wicklung wie bisher, zum Beispiel durch eine Institution, oder denken 
Sie wirklich an etwas sehr viel Bedeutenderes, vielleicht an die 
Schaffung einer Art Vereinigte Staaten von Europa, was vielleicht für 
einige der Gemeinschaftsmitglieder wie Großbritannien schwierig wäre? 

Mitterand: Wir erwarten in der Tat von der nächsten Konferenz die 
Entscheidung über die Einberufung einer neuen Regierungskonferenz. Wir 
werden es dieser Konferenz selbst überlassen, ihre Ziele festzulegen . 
Auf jeden Fall hat jeder verstanden, daß es um das Ziel geht, ein 
gemeinschaftliches Gebilde zu schaffen, nicht nur eine Handels­
gemeinschaft. Ich glaube, darangibt es für niemanden einen Zweifel." 


